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2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2529 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Jaeger, Kemmer (Bamberg), Dr. Kliesing 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
besclilossen: 

§ 1 

Der Wehrbeauftragte übt sein Amt im 
Rahmen des Artikels 45 b des Grundgesetzes, 
dieses Gesetzes und der Richtlinien des Bun- 
destagsausschusses für Verteidigung aus. 

§ 2 

(1) Der Wehrbeauftragte ist von Weisun- 
gen frei. 

(2) Der Wehrbeauftragte kann sich zur 
Ausübung seiner Befugnisse Beauftragter be- 
dienen, soweit dieses Recht nicht durch dieses 
Gesetz ausgeschlossen oder beschränkt ist. 

(3) Soweit der Wehrbeauftragte und seine 
Mitarbeiter von Vorgängen Kenntnis erhal- 
ten, die ihrer Natur nach oder gemäß aus- 
drücklicher Anordnung der Geheimhaltung 
unterliegen, sind sie zur Geheimhaltung ver- 
pflichtet. 

§ 3 

Der Wehrbeauftragte hat insbesondere fol- 
gende Aufgaben: 

1 . Die Überwachung der Beachtung des 
Grundgesetzes, der Bundesgesetze und der 
für die innere Führung der Bundeswehr 


geltenden sonstigen Vorschriften. Seiner 
Überwachung unterliege', alle Angehöri- 
gen der Bundeswehr und deren Verwal- 
tung, die Befehlsgewalt ausüben oder Vor- 
gesetzte sind; 

2. die Beschaffung von Auskünften über die 
Ausübung der Disziplinargewalt; 

3. die Feststellung von MHnp-eln der eins chlä- 

o ^ 

gigen Vorschriften und die Ausarbeitung 
von Vorschlägen zu ihrer Beseitigung; 

4. die Nachprüfung der an den Bundestag, 
seine Ausschüsse und Fraktionen sowie an 
einzelne Abgeordnete gerichteten Beschwer- 
den bezüglich der Bundeswehr, die ihm 
zur Bearbeitung zugewiesen werden; 

5. die Führung von Aufzeichnungen über 
alle anhängigen Beschwerden und ergrif- 
fenen Maßnahmen sowie über Wahrneh- 
mungen bei Ausübung des Inspektions- 
rechtes; 

6. die Erstattung eines jährlichen Berichtes 
an den Bundestag über die Verwaltung 
des ihm anvertrauten Amtes, die innere 
Ordnung der Truppe und die Handha- 
bung von Disziplinargewalt und Rechts- 
pflege. Soweit der Bericht nicht zur Ver- 
öffentlichung geeignet ist, wird er dem 
Bundestagsausschuß für Verteidigung er- 
stattet. 
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§ 4 

Der Wehrbeauftragte hat in Erfüllung der 

ihm übertragenen Aufgaben insbesondere 

tolgende Befugnisse: 

1. Er kann vom Bundcsverteidigungsmini- 
sterium und allen diesem unterstellten 
Dienststellen und Personen Auskunft, 
Berichte und Akteneinsicht über alle Vor- 
gänge verlangen, die mit seinem Aufga- 
bengebiet Zusammenhängen. Diese Rechte 
können ihm nur insoweit verweigert wer- 
den, als zwingende Geheimhaltungsgründe 
dem entgegenstehen. Die Entscheidung 
hierüber trifft der Bundesminister für 
Verteidigung oder sein ständiger Stellver- 
treter persönlich; er hat sie vor dem Bun- 
destagsaussdiuß für Verteidigung zu ver- 
treten. 

2. Er kann jeden Fall von Amts wegen auf- 
greifen, die erforderlichen Erhebungen 
durchführen oder durch Behörden des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden 
durchführen lassen, den zuständigen Stel- 
len Gelegenheit zur Regelung der Ange- 
legenheit geben oder die Angelegenheit 
der für die Einleitung des Straf- oder 
Disziplinarverfahrens zuständigen Stelle 
übergeben. Er kann im übrigen keine 
Weisungen an Behörden oder die seiner 
Überwachung unterworfenen Personen 
erteilen. 

3. Er hat das Inspektionsrecht bei allen Trup- 
pen, Stäben, den Verwaltungsstellen der 
Bundeswehr und in den von ihnen unter- 
haltenen Lazaretten, Arrestanstalten und 
Gefängnissen. Er kann das Inspektions- 
recht jederzeit und ohne vorherige An- 
meldung persönlich ausüben. In Einzel- 
fällen kann er im Benehmen mit dem 
Bundesministerium für Verteidigung be- 
sondere Beauftragte mit der Durchführung 
von Inspektionen beauftragen. 

4. Er hat das Recht, vom Bundesverteidi- 
gungsministerium regelmäßige Berichte 
über die Ausübung der Disziplinargewalt 
ln der Bundeswehr und vom Bundes- 
justizministerium und den Justizministe- 
rien der Länder regelmäßige Berichte über 
die Ausübung der Strafrechtspflege gegen 
Angehörige und in Sachen der Bundes- 
wehr anzufordern. 

5. Er kann allen Verhandlungen der Gerichte 
des Bundes und der Länder, audi soweit 
sie unter Ausschluß der Öffentlichkeit 
stattfinden, beiwohnen. Er hat im glei- 


chen Umfang wie der Anklagevertreter 
das Recht der Akteneinsicht. 


§ 5 

(1) Der Deutsche Bundestag, seine Aus- 
schüsse und Fraktionen sowie die Abgeord- 
neten können alle an sie gerichteten Beschwer- 
den bezüglich der Bundeswehr an den Wehr- 
beauftragten zur Bearbeitung abgeben. Dieser 
macht von der Art der Erledigung Mitteilung. 

(2) Beschwerden, die dem Wehrbeauftrag- 
ten unmittelbar zugehen, gelten als Beschwer- 
den an den Deutschen Bundestag und sind 
diesem ohne Bearbeitung vorzulegen. Absatz 
1 gilt entsprechend. 

(3) Wird der Wehrbeauftragte auf Grund 
einer Beschwerde tätig, so steht es in seinem 
Ermessen, die Tatsache der Beschwerde und 
den Namen des Beschwerdeführers bekannt- 
zugeben. Er soll von der Bekanntgabe ab- 
sehen, wenn der Beschwerdeführer es wünscht 
und der Erfüllung dieses Wunsches keine 
Rechtspflichten entgegenstehen. 

(4) Anonyme Beschwerden werden nicht 
bearbeitet. 

§ 6 

Der Bundestagsausschuß für Verteidigung 
hat das Recht zur Prüfung des Jahresberich- 
tes und zur Einsichtnahme in die Unterlagen 
des Wehrbeauftragten; soweit diese unter die 
Geheimhaltungspflicht fallen, steht die Ein- 
sichtnahme nur dem Vorsitzenden des Aus- 
schusses, seinem Stellvertreter und dem Be- 
richterstatter zu. Das gleiche Recht hat der 
Präsident des Deutschen Bundestages. 

§ 7 

Alle Behörden des Bundes, der Länder und 
der Gemeinden sind dem Wehrbeauftragten 
zur Amtshilfe verpflichtet. 

§ 8 

Die Justiz- und Verwaltungsbehörden des 
Bundes und der Länder sind verpflichtet, den 
Wehrbeauftragten über die Einleitung des 
Verfahrens, die Erhebung der öffentlichen 
Klage, die Anordnung der Untersuchung im 
Disziplinarverfahren und den Ausgang des 
Verfahrens zu unterrichten, wenn einer die- 
ser Behörden die Vorgänge vom Wehrbeauf- 
tragten zugeleitet worden sind (§ 4 Nr. 2). 
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§ 9 

Der Wehrbeauftragte wird vom Bundes- 
tag in geheimer Wahl auf die Dauer von 
5 Jahren gewählt. Er übt sein Amt bis zur 
Wahl seines Nachfolgers aus. Das Nähere be- 
stimmt die Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages. 

S 10 

(1) Der Wehrbeauftragte muß das 40. Le- 
bensjahr vollendet haben und die Befähigung 
zum Richteramt besitzen. Er ist Beamter auf 
Zeit (Wahlbeamter). 

(2) Der Wehrbeauftragte erhält Bezüge 
nach der Besoldungsgruppe B 4. Auf seine 
Ansprüche im Falle des Ausscheidens aus dem 
Amt finden die §§ 13 bis 20 des Gesetzes 
über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
der Bundesregierung (Bundesministergesetz) 
vom 17. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 407) 
sinngemäß Anwendung. 

(3) Der Wehrbeauftragte darf während 
der Zeit seiner. Amtsausübung weder das Amt 
eines Bundes- oder Landesministers (Sena- 
tors) noch das Amt eines Mitgliedes einer 


Bonn, den 20. Juni 1956 

Dr. Jaeger 
Kemmer (Bamberg) 
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Bauer (Wasserburg) 
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Geiger (München) 

Dr. Gleissner (München) 
Dr. Götz 
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Dr. Graf Henckel 
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gesetzgebenden Körperschaft des Bundes oder 
eines Landes bekleiden. 

§ 11 

(1) Der Wehrbeauftragte untersteht der 
Dienstaufsicht des Präsidenten des Deutschen 
Bundestages. Der Präsident ernennt und ent- 
läßt die dem Arbeitsstab des Wehrbeauftrag- 
ten angehörenden Bediensteten. 

(2) Der Haushalt der Dienststelle des 
Wehrbeauftragten gehört zum Haushalt des 
Deutschen Bundestages. 

§ 12 

Der Bundestag kann den Wehrbeauftragten 
nfit den Stimmen von zwei Dritteln seiner 
Mitglieder abberufen. 

§ 13 

Der Präsident des Deutschen Bundestages 
erläßt die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlichen Verwaltungsvorschriften. 

S 14 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1957 in 
Kraft. 
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